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1.0 Allgemeine Grundlagen 
 

Begründung gemäß § 9 Abs. 8 des Baugesetzbuches in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585) m.W.v. 01.03.2010. 

 
1.1 Rechtsgrundlagen 
 

Der Umwelt- und Planungsausschuss hat in seiner Sitzung am 04.10.2010 den 
Aufstellungsbeschluss für die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 100 „Kam-
merloh - Ostteil“ für das Gebiet - südlich und östlich der Bahnhofstraße - westlich 
der Bebauung am Kirchweg – nördlich der Bebauung der Lindenstraße - gefasst.  
 
Der Bebauungsplanänderung liegen zugrunde: 

 
• Das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.12.2006 
(BGBl. I S. 3316) m.W.v. 01.01.2007. 
 

• Die Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 23.01.1990 (BGBI.I S.132), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466). 
 

• Die Planzeichenverordnung 1990 (PIanZVO 90) vom 18.12.1990  
(BGBl. 1991 I S. 58). 

 
Die Bebauungsplanänderung soll im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB 
durchgeführt werden, da durch die geplante Überarbeitung der Baugrenzen die 
Grundzüge der Planung nicht berührt werden und die weiteren Voraussetzungen 
des § 13 Abs. 1 BauGB vorliegen.  
 
Vereinfachtes Verfahren 
  
Durch die Änderung des Bebauungsplanes werden die Grundzüge der Planung 
nicht berührt und es wird durch die Aufstellung des Bebauungsplans die vorhan-
dene Eigenart der näheren Umgebung nicht wesentlich verändert. 
  
Die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 BauGB zum Gesetz über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, werden nicht vorbereitet 
oder begründet. 
  
Es gibt keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter. 
 
 

1.2 Bestand und Lage des Änderungsbereiches 
 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb der Ortslage Ulzburg. Das Plangebiet ist 
umschlossen von Siedlungsflächen. Die Bebauung im Westen ist überwiegend 
durch eine Reihenhausstruktur gekennzeichnet.  
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2.0 Planungsziele 
 
Der Bebauungsplan Nr. 100 für das Gebiet „Kammerloh - Ostteil“ hat am 
09.08.2001 Rechtskraft erlangt. 
 
Für einen Teilbereich östlich der Bahnhofstraße, der in der Planzeichnung darge-
stellt ist, soll eine Änderung erfolgen. 
 
Inhalt dieser Änderung ist: 
 
1. Die Konkretisierung der Geh-, Fahr- und Leitungsrechte für die jeweiligen Nut-

zer. 
 
Im Übrigen bleiben die Festsetzungen des Ursprungsplanes unberührt. 

 
 

3.0 Entwicklung des Planes 
 
3.1 Art der baulichen Nutzung 
 

Der Plangeltungsbereich ist entsprechend der vorhandenen Nutzung nach § 4 
BauNVO als allgemeines Wohngebiet festgesetzt. 

 
 

3.2 Maß der baulichen Nutzung 
 

Das Maß der baulichen Nutzung ist in der vorliegenden Bebauungsplanänderung 
durch die Grundflächenzahl (GRZ) und die Zahl der Vollgeschosse bestimmt.  
 

3.2 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 
 

Es wird keine Bauweise festgesetzt, damit sind die Regelungen der offenen Bau-
weise gültig. 

 
 

4.0    Grünordnung 
 

Der Bebauungsplan strebt eine Änderung eines des bereits überbauten Plange-
bietes an. Die Planung strebt lediglich eine Klarstellung vorhandener Geh-, Fahr- 
und Leitungsrechte an. Zusätzliche Eingriffe in Natur und Landschaft werden 
durch die Planung nicht bewirkt. 

 
 
4.1 Landschaftsplan 
 

Im Landschaftsplan sind die Flächen als „Wohnbauflächen“ dargestellt. Es sind 
keine gesetzlich geschützten Biotope vorhanden (vgl. Auszug aus dem Land-
schaftsplan).  
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5.0 Verkehr 
 
5.1   Verkehrserschließung 
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Die äußere und innere Erschließung der Baugebiete erfolgt über die Bahnhofstra-
ße. 

 
5.2 Ruhender Verkehr 
 

Grundsätzlich sind private Stellplätze auf den jeweiligen Grundstücken, im Rah-
men des Baugenehmigungsverfahrens des Stellplatzerlasses Schleswig-Holstein 
vom 16.08.1995, unterzubringen. 
Die erforderlichen öffentlichen Parkplätze sind in den Erschließungsstraßen dar-
gestellt.  

 
5.3   ÖPNV-Erschließung 
 

 
Die Mitte des Plangebietes befindet sich in einer Entfernung von ca. 400 m vom 
Bahnhof A-Henstedt-Ulzburg, an dem die im Rahmen des Hamburger Verkehrs-
verbundes (HVV) betriebenen Schnellbahnlinien A1 Neumünster (Außerhalb des 
HVV) - Boostedt - Eidelstedt, A2 Kaltenkirchen - Norderstedt Mitte und A3 Ulzburg 
Süd - Elmshorn verkehren, und somit innerhalb des im RNVP Kreis Segeberg 
2003-2007 festgelegten Haltestelleneinzugsbereichs (600-Meter-Radius) für städ-
tisch strukturierte Gebiete liegt. 
 
Außerdem wird die dortige Bushaltestelle „A-Henstedt-Ulzburg“ von den HVV-
Buslinien: 
 
• 293 UA-Norderstedt Mitte – Kisdorf, 
• 196 A-Henstedt-Ulzburg – Gewerbegebiet Ulzburg, 
• 6541 A-Barmsedt – A-Henstedt-Ulzburg, 
• 7141 A-Henstedt-Ulzburg – Bf. Bad Oldesloe, 
• 616 UA-Norderstedt Mitte – Kisdorf (in Wochenendnächten und vor Feierta-

gen) 
 

bedient. 
 
6.0 Ver- und Entsorgungseinrichtungen 
 

a) Wasserversorgung 
 

Die Wasserversorgung erfolgt zentral mit Anschlusszwang für alle Grundstücke 
über den Zweckverband Wasserversorgung Kaltenkirchen / Henstedt-Ulzburg. 

 
b) Stromversorgung 
 

Die Stromversorgung erfolgt über die E.ON Hanse AG. 
 
c) Schmutzwasser 
 

Die Grundstücke werden an das vorhandene Entwässerungsnetz der Ge-
meinde Henstedt-Ulzburg angeschlossen. Die Abwasserbeseitigung erfolgt 
zentral über die Hauptsammler. 
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d) Oberflächenentwässerung 
 

Analog zur Begründung des Ursprungplanes. 
 
e) Gas 
 

Das Gebiet wird von der E.ON Hanse AG mit Erdgas versorgt; ein Anschluss- 
und Benutzungszwang besteht nicht. 

 
f) Abfallbeseitigung 
 

Die Durchführung der Abfallbeseitigung erfolgt durch den Wege-Zweckverband 
der Gemeinden des Kreises Segeberg. 

 
g) Feuerlöscheinrichtungen 
 

Die Löschwasserversorgung wird aus dem Netz der öffentlichen Trinkwasser-
versorgung nach Arbeitsblatt DVGW-W 405 und Erlass des Innenministeriums 
vom 30. August 2010 - IV 334 - 166.701.400 in dem überplanten Baugebiet si-
chergestellt. 
 
Die Feuerwehrzufahrten sind entsprechend des § 5 Abs. 1 LBO 2009 auszufüh-
ren und müssen der DIN 14090 genügen. 
 
 

7.0    Maßnahmen zur Ordnung des Grund und Bodens 
 

Die Festsetzung der im Bebauungsplan vorgesehenen Nutzungen für die im  
Geltungsbereich gelegenen Grundstücke sowie die Abtretung der Verkehrs- 
flächen an die Gemeinde Henstedt-Ulzburg wird auf freiwilliger Basis ange- 
strebt. Sollte es jedoch erforderlich werden, muss von den Möglichkeiten der  
§§ 45 bzw. 85 ff BauGB Gebrauch gemacht werden. 

 
 
Umweltbericht nach § 2 Abs. 4 und § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB 
  
Im vereinfachten Verfahren wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4, von dem Um-
weltbericht nach § 2a und von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2, welche Arten um-
weltbezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen; § 4c ist nicht anzuwenden. 
Bei der Beteiligung nach Absatz 2 Nr. 2 ist darauf hinzuweisen, dass von einer Umwelt-
prüfung abgesehen wird. 
 
 
 
 

 
Gemeinde Henstedt-Ulzburg, 18.05.2011         Bürgermeister  
 


